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Zum Beschluß des Deutschen Bundestages in der 
154. Sitzung vom 2. Dezember 1971 über die Ther- 
mische Belastung von Gewässern durch Kernkraft- 
werke berichte ich nach Abstimmung mit den be- 
teiligten Ressorts und nach Anhörung der Bundes- 
länder. 


Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregierung 
ersucht: 

1. die Problematik und die Gefahren der ther- 
mischen Belastung von Gewässern durch 
Kernkraftwerke darzulegen 

Antwort 

1.1 Beurteilung der allgemeinen Situation 

Der Bau von Kernkraftwerken, konventionellen 
Wärmekraftwerken und anderen Anlagen, bei denen 
große Mengen Abwärme anfallen, gefährdet die Ge- 
wässer dann, wenn diese, wie es jetzt noch vor- 
zugsweise geschieht, dazu benutzt werden, die 
entstehende Abwärme abzuleiten. Wenn die heute 
vorhandenen technischen Möglichkeiten genutzt und 
weiter verbessert werden, können die Gewässer je- 
doch vor weiteren Schäden bewahrt bleiben. 

Das zulässige Maß an einzuleitender Wärme wird 
vor allem bestimmt von der jeweiligen Wasserfüh- 
rung, den natürlichen Temperaturen sowie entschei- 
dend auch vom Gütezustand des Gewässers. Es 
ändert sich also im Verlauf eines Jahres und kann 
auch von Jahr zu Jahr unterschiedlich sein. 

Die Einleitung zu großer Wärmemengen in ein Ge- 
wässer hätte zur Folge, daß 


— der biologische Zustand des Gewässers sich ver- 
schlechtern würde, 

— der Sauerstoffhaushalt des Gewässers nachteilig 
verändert würde und 

— andere Nützungen, insbesondere die Trinkwas- 
serversorgung, beeinträchtigt oder gefährdet 
würden. 

Die Einleitung von Kühlwasser muß deshalb so be- 
grenzt werden, daß solche Schädigungen nicht ein- 
treten. Solange die Gewässer durch kommunale und 
industrielle Abwässer noch stark belastet sind, darf 
Abwärme nur in sehr begrenztem Maße an die Ge- 
wässer abgegeben werden. Deshalb k^nn die Frisch- 
wasserkühlung *), die als das wirtschaftslichste Kühl- 
verfahren gilt, nicht mehr ausschließlich angewendet 
werden. Großkraftwerke müssen mit Kühltürmen 
ausgerüstet werden, die es ermöglichen, wann im- 
mer dies nötig wird, die Abwärme statt auf dem 
Umweg über das Gewässer ganz oder teilweise un- 
mittelbar an die Atmosphäre abzugeben, so daß eine 
schädigende Erwärmung des Gewässers nicht ein- 
tritt. 

Die Elektrizitätswirtschaft ist verständlicherweise 
trotzdem bestrebt, als wirtschaftlichstes Kühlver- 
fahren die Frischwasserkühlung so weit und so lange 
wie möglich anzu wenden. Bei dem berechtigten Be- 
mühen, den elektrischen Strom zu möglichst gerin- 
gem Preis herzustellen und zu liefern, besteht somit 
ein Interessenkonflikt zwischen Elektrizitätswirt- 
schaft und Wasserwirtschaft. Die Elektrizitätswirt- 
schaft ist sidi aber bewußt, daß berechtigte Interes- 
sen des Umweltschutzes wirtschaftlichen Überlegun- 
gen nicht untergeordnet werden dürfen und daß 


*) Erläuterung der Fachausdrücke siehe Antwoft zu 
Frage 6 
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eine Begrenzung der Inanspruchnahme der Kühlka- 
pazität der Gewässer notwendig ist. 

1.2 Entwidclung von Energieproduktion und Kühl- 
verfahren 

Industrielles Wachstum, technische Entwicklung und 
steigender Wohlstand lassen den Strombedarf stän- 
dig ansteigen. Experten der Energiewirtschaft rech- 
nen für das Bundesgebiet derzeit mit einer jährlichen 
Wachstumsrate von etwa 7Vo, Das entspricht einer 
Verdoppelung der installierten Kraftwerksleistung 
alle 10 Jahre. Bis 1980 würden damit gegenüber 
der heute vorhandenen Kapazität von ca, 50 000 
Megawatt elektrischer Leistung (MWe) etwa 100 000 
MWe installiert sein. Für das Jahr 2000 schätzt man 
die installierte Leistung auf annähernd 400 000 
MWe. 

Auch die Größe der an einzelnen Kraftwerksstand- 
orten installierten Leistung steigt; sie nähert sich 
3000 MWe, Kernkraftwerke dieser Größe mit aus- 
schließlicher Frischwasserkühlung^ würden etwa 
150 mVs Kühlwasser benötigen, das um 8 bis 10° 
erwärmt in die Gewässer zurückgeleitet würde. 

Bei konventionellen thermischen Kraftwerken wird 
knapp die Hälfte der Rohenergie in elektrische Ener- 
gie umgewandelt; etwas mehr als die Hälfte muß 
über Kühlsysteme in ein Gewässer oder an die At- 
mosphäre abgegeben werden. Bei Kernkraftwerken 
ist der Wirkungsgrad z. Z, noch niedriger, die Ab- 
wärme ist also noch größer; es müssen bis zu Va der 
eingesetzten Rohenergie als Abwärme über Kühl- 
systeme an die Atmosphäre oder in ein Gewässer 
abgeführt werden. 

Auch die Anwendung des heute vielfach üblichen 
Rückkühlverfahrens mit Naßkühltürmen hat Gren- 
zen, denn es werden dabei je 1000 MWe Kraftwerks- 
leistung bis zu 800 1/s Kühl Wasser verdunstet, wo- 
durch bei fortschreitender Ausnutzung auf längere 
Sicht die Wasserführung des betreffenden Gewässers 
zu stark gemindert würde. Bei weiterem Steigen 
der Erzeugung elektrischer Energie wird der Naß- 
kühlturm in absehbarer Zeit vielfach durch die aller- 
dings teurere Trockenkühlung ersetzt werden müs- 
sen, die bisher erst in Kraftwerken bis zur Größe 
von 250 MWe angewandt und erprobt worden ist. 
Ihre technische Weiterentwicklung ist aus der Sicht 
des Umweltschutzes vordringlich. Die Auswirkungen 
der verschiedenen Kühlverfahren auf die Luft und 
das Klima bedürfen noch weiterer Untersuchungen. 
Wichtig ist auch die Weiterent\vicklung von Reak- 
toren mit günstigerem Wirkungsgrad. Die Größen- 
ordnung von Kühlwassermengeh und Verdunstungs- 
verlusten zeigt folgende Tabelle: 


1.3 Begrenzung der Kühlwassereinleitung 

Die Probleme, die sich aus der Erwärmung der Ge- 
wässer durch Kühlwassereinleitung ergeben, ins- 
besondere die Fragen nach den zulässigen Grenzen 
der Wärmebelastung der Gewässer werden von der 
Fachwelt seit einigen Jahren mit besonderer Auf- 
merksamkeit verfolgt. Es liegt eine Reihe von 
einschlägigen Veröffentlichungen vor, u. a. 

— Bundesanstalt für Gewässerkunde, Koblenz, 
„Auswirkungen der Einleitung von Warmwasser 
auf die Gewässer" - April 1969 

— Innenministerium des Landes Baden- Württem- 
berg, Stuttgart, „Studie über die thermische Be- 
lastbarkeit der fließenden Oberflächengewässer" 
- September 1969 

— Eidgenössisches Departement des Innern, Bern, 
„Gewässerschutztechnische Gesichtspunkte im 
Zusammenhang mit der Kühlwasserentnahme 
und -rückgabe bei konventionell- und nuklear- 
thermischen Kraftwerken" - März 1968 

— US-Departement of the Interior, Washington, 
„Industrial Waste Guide on Thermal pollution 
(Leitfaden zur thermischen Belastung durch in- 
dustrielle Abwässer)" - September 1968 

— United Nations - Economic commission for Eu- 
ropa „Problems in the Design and Operation of 
Thermal Power Stations (Probleme bei Entwurf 
und Betrieb von Wärmekraftwerken)“ - 1969, 

In der Beurteilung, welche Wärmebelastung Gewäs- 
sern, die nicht oder nur gering verschmutzt sind, zu- 
gemutet werden kann, sind sich die Fachleute im 
wesentlichen einig. 

Im Hinblick auf die Einleitung größerer Wärme- 
mengen in stärker verunreinigte Gewässer kommen 
die vorliegenden Untersuchungen zu dem Ergebnis, 
daß strenge Maßstäbe bei der Wärmeeinleitung an- 
zulegen sind, um ernste Schädigungen und nicht 
wiedergutzumachende Entwicklungen von vome- 
herein ausschließen. In den meisten Fällen wird 
die vorhandene hohe Abwasserbelastung den be- 
grenzenden Faktor bei der Entscheidung über die 
zulässige Wärmeeinleitung darstellen. Der Sauer- 
stoffgehalt im Gewässer gilt hierbei als ein wichtiger 
Maßstab, 

Eine begrenzte Aufwärmung kann sich zeitweise in 
verhältnismäßig sauberen Gewässern günstig aus- 
wirken, sie kann z. B. die Selbstreinigung beschleu- 
nigen und der Schiffahrt Vorteile bringen, weil da- 
durch die Eisbildung später einsetzt. Eine geringe 
Steigerung der Jahresmitteltemperaturen kann u. U. 


Kühlwasserbedarf in mVs je 1000 MWe 


1 

i 

Frischwasserkühlung: 
(Entnahme = Ableitung) 

Ent- 

nahme 

Rückkühlunc 

Verlust 

J 

Wieder- 

einleitung 

Trocken- 

kühlung 

Konventionelle * 

Wärmekraftwerke 

35-40 

1,8 

0,6 

1,2 

0 

Kernkraftwerke 

45 - 55 

2,4 

0,8 

1,6 

0 
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audi für die Fischerei Produktionssteigerungen zur 
Folge haben. 

Bei vorhandener hoher Abwasserlast und hinzu- 
kommender stärkerer Wärmebelastung sind dagegen 
nachteilige Auswirkungen auf die Gewässer zu er- 
warten. Der raschere Abbau der organischen Ver- 
schmutzung würde den in vielen Gewässern heute 
oft schon niedrigen Sauerste ffgehalt noch weiter 
verringern oder in kritischen Zeiten zu völliger 
Sauerstoff leere führen. Der Sauerstoffmangel könn- 
te, insbesondere in den größeren Flüssen, nur zum 
geringen Teil durch künstliche Belüftung ausge- 
glichen werden. Ohne Sauerstoff verläuft aber der 
Abbau der organischen Stoffe unter Bildung übel- 
riechender Gase. 

Die Fischerei würde betroffen. Vor allem würde 
aber auch die Trinkwasserversorgung beeinträchtigt 
und geschädigt. Das würde in Anbetracht der ständig 
weiter zunehmenden Bedeutung der Versorgung 
der Bevölkerung mit Trinkwasser aus Oberflä<hen- 
gewässern eine ernste Gefahr bedeuten. Schließlich 
würde auch die Industrie betroffen, die immer mehr 
auf die Versorgung mit Brauchwasser aus den Ober- 
flächengewässern angewiesen ist. 

Diese Probleme verstärken sich, solange nach einer 
Kühlwassereinleitung die Durchmischung im Fluß 
noch nicht vollständig ist; das ist oft auf weiten 
Strecken der Fall. 

Folgende Grenzwerte müssen nach übereinstimmen- 
der Auffassung der Fachleute eingehalten bzw. 
durch geeignete Maßnahmen sichergestellt werden: 

— die maximale Temperatur des wiedereirizulei- 
tenden erwärmten Kühlwassers soll 30°C in der 
Regel nicht überschreiten, 

— die maximale Temperatur des Gewässers soll 
nach Durchmischung mit dem Kühlwasser in 
sommerwarmen Gewässern 28°C als kurzfristig 
tragbare Spitzentemperatur nicht überschreiten, 

— die Auf wärmespanne im Gewässer (A t) soll 
möglichst klein sein, im Normalfall soll sie die 
natürliche Temperatur um nicht mehr als 3 Grad 
überschreiten, 

— die vorgenannten Werte dürfen jedoch nur bei 
befriedigendem Gütezustand des Fließwassers 
gelten; der Sauerstoffgehalt im Gewässer darf 
auch unter dem Einfluß der Erwärmung nicht 
unter 5 mg/1 absinken, 

— in kleinere, gegebenenfalls auch für den Fisch- 
fang genutzte Gewässer (Forellen- und Äschen- 
region) soll wegen ihrer Empfindlichkeit gegen 
Temperatursteigerungen keine Abwärme ein- 
geleitet werden. 

Auf der Grundlage dieser Grenzwerte, der Wasser- 
führung des Gewässers und der Wasser- und Luft- 
temperaturen läßt sich die einem Gewässer zuzu- 
ordnende Kühlkapazität bestimmen. Dabei ist, 
insbesondere im Hinblick auf andere Nutzungen am 
Gewässer, eine Reihe weiterer wichtiger Gesichts- 
punkte zu beachten. Um allen im Bundesgebiet künf- 
tig mit diesen Fragen befaßten Fachstellen einen 


Überblick über die gesamte Problematik und ins- 
besondere Unterlagen für die Beurteilung von Wär- 
meeinleitungen im Einzelfall zu verschaffen, hat 
eine von der Länderarbeitsgemeinschaft Wasser 
eingesetzte Arbeitsgruppe von Sachverständigen 
unter Mitwirkung von Vertretern einschlägiger wis- 
senschaftlicher Bundesanstalten sowie von Wasser- 
versorgungs- und Energieversorgungsunternehmen 
und der Industrie die gewonnenen Erkenntnisse in 
den „Grundlagen für die Beurteilung der Wärme- 
belastungen von Gewässern" zusammengestellt; 
diese werden in Kürze veröffentlicht. 

Die Einleitung von Abwärme aus einem Wärme- 
kraftwerk oder aus anderen Anlagen, bei denen 
große Kühlwassermengen anfallen, darf nicht nach 
nur örtlichen Gesichtspunkten beurteilt, geprüft und 
zugelassen werden, weil die Abwärme die physika- 
lisch-chemischen Eigenschaften und den Gütezustand 
eines Gewässers auf weite Strecken beeinflußt und 
sich auf andere Nutzungen am Gewässer nachteilig 
auswirkeri kann. Das gilt um so mehr, wenn im Ver- 
lauf eines Gewässers mehrere derartige Einleitungen 
vorgesehen oder zu erwarten sind. Hieraus ergab 
sich die Forderung, daß für Gewässer, die größere 
Kühlwassermengen aufzunehmen haben, Wärme- 
lastpläne aufgestellt werden, die ausweisen, an 
welchen Stellen und in welchem Umfang im Ver- 
lauf des Jahres Abwärme mit dem Kühlwasser ein- 
geleitet werden darf, und aus denen gefolgert wer- 
den kann, welche besonderen Anforderungen an den 
Betrieb der einzelnen Werke zu stellen sind. 


2. die Gesetze und Rechts Verordnungen zu be- 
zeichnen, die geändert oder neu geschaffen 
werden müssen, um den Gefahren für die 
Gewässer erfolgreich zu begegnen 

Antwort 

Nach geltendem Recht ist es in verschiedenen Ver- 
fahren möglich, bei den Entscheidungen über Wär- 
mekraftwerke das Wohl der Allgemeinheit, insbe- 
sondere die Belange der Wasserwirtschaft, zu be- 
rücksichtigen. Diese Verfahren sind das Raumord- 
nungsverfahren, wie es in den meisten Landespla- 
nungsgesetzen der Länder vorgesehen ist, das atom- 
rechtliche Genehmigungsverfahren, das nach § 7 des 
Atomgesetzes für die Errichtung, den Betrieb und 
die wesentliche Änderung von Kernkraftwerken 
zwingend vorgeschrieben ist, und das wasserrecht- 
liche Erlaubnis- oder Bewilligungsverfahren. 

2.1 Ein Raumordnungsverfahren kann nach Maß- 
gabe von Landesplanungsgesetzen von der ober- 
sten Landesplanungsbehörde zur Abstimmung 
raumbedeutsamer Planungen oder Maßnahmen, 
also auch bei dem geplanten Bau eines Wärme- 
kraftwerkes, durchgeführt werden. Die zustän- 
digen Planungs- und Fachbehörden, bei Kern- 
kraftwerken insbesondere die für Atom-, Ener- 
gie- und Wasserrecht zuständigen obersten 
Landesbehörden, sind an dem Verfahren be- 
teiligt. Die Abstimmung über den geplanten 
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Standort erfolgt in diesem Verfahren zwischen 
den Landesplanungsbehörden und den Facii- 
ressorts der Länder; eine verbindliche Ent- 
scheidimg ergeht dabei allerdings nicht. Die 
Reinhaltung des Wassers ist hierbei gemäß § 2 
Abs. 1 Nr. 7 des Raumordnungsgesetzes ein von 
der Landesplanung zu beachtender Grundsatz, 
über wichtige Ergebnisse dieser Verfahren ist 
der Bundesminister des Innern gemäß § 10 des 
Raumordnim^sgesetzes von den obersten Lan- 
desplanungsbehörden zu unterrichten. 

Wird bei dem geplanten Bau eines Kernkraft- 
werkes kein Raumordnungsverfahren durchge- 
führt, so kommt es im atomrechtlichen Verfah- 
ren zu der erforderlichen Abstimmung zwischen 
den Landesplanungsbehörden und den Fach- 
ressorts der Länder. In diesem Verfahren hat 
der Bundesminister fiir Bildung und Wissen- 
schaft nach Artikel 85 des Grundgesetzes die 
Rechts- und Fachaufsicht über die Genehmigungs- 
behörden der Länder (Wirtschaft-, Arbeits-, Ge- 
sundheits-, Innen- oder Umweltressorts). In § 7 
Abs. 3 des Atomgesetzes ist ausdrücklich be- 
stimmt, daß in diesem Verfahren alle Behörden 
des Bundes, der Länder, der Gemeinden und der 
sonstigen Gebietskörperschaften zu beteiligen 
sind, deren Zuständigkeitsbereich berührt wird. 
Dadurch sind die zuständigen Wasserbehörden 
frühzeitig eingeschaltet und können Einwände, 
die gegen das Vorhaben aus wasserwirtschaft- 
lichen Gründen bestehen, geltend machen. Nach 
§ 7 Abs. 2 Nr. 5 des Atomgesetzes darf eine 
atomrechtliche Genehmigung nur erteilt werden, 
wenn überwiegende öffentliche Interessen, u. a. 
im Hinblick auf die Reinhaltung des Wassers, 
der Wahl des Standortes nicht engegenstehen. 
Damit ist sichergestellt, daß ein Standort nicht 
ohne das grundsätzliche Einverständnis der 
Wasserbehörden im atomrechtlichen Verfahren 
genehmigt werden kann. 

2.2 Die Durchführimg der wasserrechtlichen Erlaub- 
nis- und Bewilligungs verfahren sowie die Er- 
teilung von Auflagen obliegt den Wasserbe- 
hörden der Länder. Zwischen den für die Was- 
serwirtschaft zuständigen obersten Landesbe- 
hörden besteht seit Jahren eine enge Zusam- 
menarbeit in der Länderarbeitsgemeinschaft 
Wasser sowie in den Arbeitsgemeinschaf teh der 
Länder zur Reinhaltimg des Rheines, zur Rein- 
haltung der Elbe und zur Reinhaltung der We- 
ser. Der Bund ist nach derzeitigem Verfassungs- 
recht für den Wasserhaushalt auf die Rahmen- 
gesetzgebimgskompetenz nach Artikel 75 Nr. 4 
des Grundgesetzes und eine Rechtsaufsicht nach 
Artikel 84 des Grundgesetzes beschränkt. Auch 
über die Rechts- und Fachaufsichtsbefugnisse 
im atomrechtlichen Genehmigungsverfahren 
kann der Bund keinen bestimmenden Einfluß 
auf die wasserrechtlichen Entscheidungen zur 
thermischen Belastung nehmen oder von diesen 
Entscheidimgen abweichen, da hierfür das spe- 
zielle wasserrechtliche Verfahren zur Verfü- 
gung steht. Nur im Bereich der radiologischen 
Belastung kann der Bimd mit allgemeinen Ver- 


waltungsvorschriften und Weisungen Einfluß 
nehmen. 

2.3 Um den Gefahren der thermischen Belastung 
von Gewässern durch Wärmekraftwerke erfolg- 
reich begegnen zu können, wird es nach Auf- 
fassung der Bundesregierung genügen, wenn 
Vorschriften des Wasser redits entsprechend 
geändert oder neu geschaffen werden. 

Die geltenden Vorschriften des Raumordnungs- 
und des Atomrechts sind insoweit für die Ab- 
stimmung und Kooperation der zuständigen 
Landes- und Bundesbehörden bei der Entschei- 
dung über den Standort von Kernkraftwerken 
als ausreichend anzusehen. Sollte die weitere 
Entwicklung der Kernenergie eine noch wirk- 
samere Koordination in diesem Planungs- und 
Entscheidungsbereich erforderlich machen, so 
wird die Bundesregierung die hierfür erforder- 
lichen Schritte einleiten. 

Hinsichtlich des Wasserrechts wird die Bimdes- 
regierung nach ihrem Umweltprogramm dem- 
nächst den Entwurf für ein Fünftes Gesetz zur 
Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) 
vorlegen, durch das dieses Gesetz in einigen 
Punkten so geändert und so ergänzt werden 
soll, daß seine Vorschriften auch dem Schutz der 
Gewässer vor den Gefahren der thermischen 
Belastung hinreichend Rechnimg tragen (vgl. 
Drucksache VI/2710, S. 35). Die Bundesregie- 
rung soll hierdurch u. a, ermächtigt vlf^erden, 
Richtlinien darüber zu erlassen, welche Anfor- 
derungen an die Einleitung des Abwassers in 
die Gewässer zu stellen sind, d. h, im Rahmen 
der verschiedenartigen Anforderungen an die 
physikalischen und chemischen Eigenschaften 
des Abwassers auch Anfordenmgen, die an die 
Temperatur des Abwassers zu stellen sind. In 
diesen Richtlinien sollen also u. a. auch Grenz- 
werte der Art, wie sie in der Antwort zur Frage 
1 bereits genannt wurden, vorgeschrieben wer- 
den. Nach den Erfahrungen der Praxis wird auf 
diese Weise am besten gewährleistet, daß in den 
einschlägigen wasserrechtlichen Verfahren im 
Hinblick auf die Reinhaltung der Gewässer neben 
regionalen Gesichtspunkten auch die überregio- 
nalen angemessen berücksichtigt werden. Solche 
einheitlichen Grenzwerte sind zudem notwendig, 
um unterschiedliche Anforderungen in den ein- 
zelnen Bundesländern und Wettbewerbs Ver- 
zerrungen zu vermeiden. Darüber hinaus be- 
absichtigt die Bundesregierung vorzuschlagen, 
daß im Zusammenhang mit der Änderung der 
Vorschriften über die Erlaubnis (§ 7 WHG) imd 
über die Bewilligung (§ 8 WHG) Vorsorge da- 
hin getroffen wird, daß für das Einleiten von 
Kühlwasser in ein Gewässer keine Bewilligung 
mehr erteilt werden darf. Nur die kraft Gesetzes 
widerrufliche Erlaubnis bietet eine hinreichende 
Möglichkeit, das Einleiten von Kühlwasser in 
ein Gewässer den jeweils gegebenen Erforder- 
nissen des Gewässerschutzes anpassen zu kön- 
nen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
für die in der Fünften Novelle zum Wasser- 
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haushaltsgesetz vorgesehenen Änderungen und 
Ergänzungen, insbesondere auch für Vorschrif- 
ten über Anforderungen an das Einleiten von 
Abwasser in die Gewässer, die dem Bund der- 
zeit für den Wasserhaushalt zustehende Rah- 
menkompetenz nach Artikel 75 Nr. 4 des Grund- 
gesetzes nicht ausreicht. Sie hat deshalb den 
Entwurf eines . . . Gesetzes zur Änderung des 
Grundgesetzes (Artikel 74 GG - Umweltschutz) 
vorgelegt, durch den der Bund für den Wasser- 
haushalt eine konkurrierende Gesetzgebungs- 
kompetenz erhalten soll (vgl. Drucksache VI/ 
1298). 


3. den Stand der europäischen Verhandlungen 
und deren Ziele zu umreißen 

Antwort 

3.1 Internationale Kommission zum Schutze des 
Rheines gegen Verunreii^igng 

Die Bundesregierung setzt sich seit Jahren dafür ein, 
daß die Frage der thermischen Belastung der Ge- 
wässer auch in den internationalen Gremien behan- 
delt wird. Da eine internationale Regelung vor- 
dringlich für den Rhein notwendig ist, hat sie ihre 
Bemühungen vor allem auf die Verhandlungen in 
der Internationalen Kommission zum Schutze des 
Rheins gegen Verunreinigungen gerichtet. Nachdem 
die deutsÄe Delegation dort bereits im Mai 1969 
beantragt hat, die Fragen der Wärmebelastung des 
Rheins zu beraten, hat sich die Kommission zum 
Ziel gesetzt, die Kühlkapazität des gesamten Rhei- 
nes zu ermitteln und Vorschläge für deren Auftei- 
lung auf die Anliegerstaaten zu unterbreiten. In 
einer internationalen Vereinbarung sollen die Er- 
gebnisse der Beratungen schließlich festgelegt wer- 
den. Die Internationale Kommission hat darüber 
hinaus eine besondere Arbeitsgruppe mit dem Auf- 
trag eingesetzt, sich über die wissenschaftlichen 
Grundlagen der thermischen Belastung der Gewässer 
zu einigen und die Belastbarkeit des Rheins zu er- 
mitteln. Diese Arbeitsgruppe befaßt sich noch inten- 
siv mit diesen Problemen. 

Auf Antrag der deutschen Delegation hat die Inter- 
nationale Kommission Anfang 1971 eine Empfeh- 
lung verabschiedet, daß bis zu einer Regelung über 
die zulässige Wärmebelastung des Rheines „durch 
geeignete Maßnahmen bei der Planung und Errich- 
tung von Anlagen, die dem Rhein Wärme zuführen, 
sicherzuteilen ist, daß diese Anlagen der späteren 
endgültigen Vereinbarung angepaßt werden kön- 
nen". Damit war eine erste wichtige Voraussetzung 
für eine künftige Vereinbarung hinsichtlich der 
Grenzen der Belastbarkeit des Rheines mit Wärme 
und über eine Aufteilung der Kühlkapazität des 
Rheins geschaffen. 

Nach Fertigstellung der ersten Fassung eines von 
der Arbeitsgemeinschaft der Länder zur Reinhaltung 
des Rheines aufgestellten Wärmelastplanes für eien 
Rhein kam man auf deutscher Seite zu der Über- 
zeugung, daß der Rhein, solange noch in erheblichem 
Umfang nicht oder nicht ausreichend' gereinigte Ab- 


wässer aus den kommunalen und industriellen Be- 
reichen eingeleitet werden, nicht zusätzlich mit 
größeren Kühl wassermengen belastet werden dürfe 
und daß deshalb bei allen großen Kraftwerkspro- 
jekten von vornherein geeignete Kühlverfahren 
eingesetzt werden sollen, die es erlauben, daß in 
Zeiten geringer Wasserführung, hoher natürlicher 
Temperaturen oder kritischer Verhältnisse hinsicht- 
lich der Wassergüte keine oder nur geringe Wärme- 
mengen eingeleitet werden. Die deutsche Delega- 
tion legte der Internationalen Kommission im No- 
vember 1971 einen entsprechenden Antrag zur Be- 
schlußfassung vor; die daraufhin gefaßte Empfeh- 
lung der Kommission hält die Möglichkeit offen, die 
Beschränkung der Wärmeeinleitung nicht nur durch 
Kühlsysteme, sondern auch durch andere Maßnah- 
men (wie Leistungsreduzierung der Kraftwerke) zu 
erreichen. Diese Empfehlung entspricht nicht dem 
von den meisten Mitgliedstaaten angestrebten Ziel, 
da sie kaum zu realisieren sein wird. Die deutsche 
Delegation erwägt, deshalb zu gegebener Zeit einen 
Antrag auf eine weitergehende Empfehlung bei der 
Kommission einzubringen. 

t 

3.2 Verhandlungen mit der Schweiz und Frankreich 

Neben den Beratungen in der Internationalen Kom- 
mission haben ab September 1970 bilaterale Ver- 
handlungen mit der Schweiz über die Aufteilung 
der Kühlkapazität des Hochrheines stattgefunden. 
Anlaß hierzu waren konkrete schweizerisdie Kem- 
kraftwerksprojekte, die ursprünglich mit Frischwas- 
serkühlung geplant waren. Inzwischen hat der 
schweizerische Bundesrat erklärt, die Frischwasser- 
kühlung komme bei künftigen Kemkraftwerkspro- 
jekten nicht in Frage, solange der geforderte Güte- 
zustand der Gewässer trotz der bisher durchgeführ- 
ten Abwasserreinigungsmaßnahmen noch nicht er- 
reicht ist. 

Die Bundesregierung hat der Schweizerischen Bun- 
desregierung vorgeschlagen, daß beide Staaten bis 
zum Abschluß einer staatsvertraglichen Regelung 
sich über die weitere Entwicklung in der Kühlwas- 
serfrage auf dem laufenden halten und insbesondere 
rechtzeitig unterrichten, wenn der Bau weiterer 
Kernkraftwerke mit Frischwasserkühlung an Rhein 
und Aare erneut in Aussicht genommen würde. 

Die Bundesregierung ist ferner um die Aufnahme 
von Gesprächen mit der fränzösischen Regierung 
bemüht, nachdem bekannt wurde, daß am Rhein- 
seitenkanal bei Fessenheim im Elsaß ein sehr gro- 
ßes Kernkraftwerk geplant und der erste Kraft- 
werksblock schon im Bau ist, über die dort vorge- 
sehenen Kühlverfahren und den Umfang der beab- 
sichtigten Wärmeeinleitung stehen der Bundesregie- 
rung noch keine ausreichenden amtlichen französi- 
schen Angaben zur Verfügung. Die Bundesregierung 
und die berührten Bundesländer am Rhein sind be- 
sorgt, daß das geplante Großkraftwerk mehr Kühl- 
kapazität in Anspruch nehmen wird, als der fran- 
zösischen Seite bei einer späteren internationalen 
Vereinbarung zugesprochen werden kann, und daß 
dadurch deutsche Interessen, insbesondere im Hin- 
blick auf die im Raum Breisach/Philippsburg/Mann- 
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heim/Biblis im Bau befindlichen und geplanten 
Großkraftwerke, beeinträchtigt werden können. Die 
Bundesregierung hat der französischen Regierung 
kürzlich erneut bilaterale Gespräche über die Auf- 
teilung der Kühlkapazität des Oberrheins vorge- 
schlagen. 

3.3 Beratungen im Europarat und in den Europäi- 
sdien Gemeinschaften 

Die Frage der thermischen Belastung der Gewässer 
steht auch im Zusammenhang mit der Vorbereitung 
einer europäischen Gewässerschutzkonvention an. 
In den Beratungen der hierfür gebildeten Arbeits- 
gruppe ist insbesondere von deutscher Seite ge- 
fordert worden, die thermische Belastung in die Ver- 
einbarung einzubeziehen und Temperaturgrenzwerte 
in den geplanten internationalen Gewässergüte- 
standard aufzunehmen. Es besteht Aussicht, daß 
diesem Anliegen Rechnung getragen werden wird. 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
beabsichtigt, wie auch in ihrer ersten Mitteilung 
über die Politik der Gemeinschaft auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes dargelegt ist, Vereinbarungen 
über die Verminderung der Konzentration der ge- 
fährlichsten Vereinigungen zu treffen. Bestimmun- 
gen über die Beschränkung der thermischen Be- 
lastung der Gewässer sind als eine der notwendigen 
Sofortaktionen genannt. Die Bundesregierung wird 
die Kommission der EG hierin voll unterstützen. 


4. zu prüfen, für welche Gewässer Wärmelast- 
pläne aufgestellt sind und ob diese nach 
Auffassung der Bundesregierung den aus 
der Sicht des Gewässerschutzes zu stellen- 
den Anforderungen genügen. 

Antwort 

Die erste Fassung eines Wärmelastplanes für den 
Rhein hat die Arbeitsgemeinschaft der Länder zur 
Reinhaltung des Rheines im Jahre 1971 vorgelegt. 
Bei diesem Plan sind jedoch nur die physikalisch- 
meteorologischen Grundlagen berücksichtigt worden. 
Da eine Überlagerung von Abwasser- und Wärme- 
belastung und die darauf zu erwartenden Auswir- 
kungen in diesem Plan noch nicht berücksichtigt 
sind, erlaubt er es noch nicht, die Möglichkeiten 
und Grenzen der Wärmeableitung in den Strom 
insgesamt und auf einzelnen Strecken hinreichend 
genau zu beurteilen. 

Der Bundesminister des Innern hat deshalb nach 
Vorliegen dieser ersten Fassung eines Wärmelast- 
planes für den Rhein, auch aufgrund einer Stellung- 
nahme von der Bundesanstalt für Gewässerkunde, 
alle Rheinanliegerländer gebeten, für die im Bau 
befindlichen und geplanten Kernkraftwerke am 
Rhein von vornherein Kühlverfahren vorzusehen, 
die es erlauben, insbesondere in kritischen Zeiten 
die Wärmebelastung des Rheins so zu verringern, 
daß keine Schädigungen des Gewässers und anderer 
Nutzungen eintreten. Der Bundesminister des Innern 
hat dabei darauf hingewiesen, daß der Zeitpunkt 


gekommen sei, von dem an insbesondere für den 
Rhein die Interessen des Umweltschutzes nicht mehr 
wirtschaftlichen Überlegungen untergeordnet wer- 
den dürfen. Auch die Rheinanliegerländer haben 
sich dazu bekannt, von jetzt an bei den wasser- 
behördlichen Entscheidungen beim Bau von Kern- 
kraftwerken Kühltürme zu fordern und entsprechen- 
de Auflagen zu machen. 

Der Wärmelastplan für den Rhein wird z. Z. noch 
einmal von der Arbeitsgemeinschaft der Länder 
zur Reinhaltung des Rheines überarbeitet und soll 
Anfang 1972 veröffentlicht werden. Das Problem 
der Überlagerung von Abwasser- und Wärmebe- 
lastung wird in dieser Fassung behandelt. 

Nach Angaben der für die Wasserwirtschaft zu- 
ständigen obersten Landesbehörden sollen für einige 
weitere Flüsse Wärmelastpläne auf gestellt werden: 

Ein Wärmelastplan für die Unterelbe ist in Arbeit, 
ein Plan für die Weser in Vorbereitung. Der Wärme- 
lastplan Weser wird von den anliegenden Ländern 
gemeinsam aufgestellt. 

Für die Wärmelastpläne Main und Donau sind Er- 
hebungen von Einzeldaten für das Gebiet des Frei- 
staates Bayern nahezu abgeschlossen, die beiden 
Pläne sollen für die bayerischen Flußstrecken im 
ersten Halbjahr 1972 vorliegen. Das Land Hessen 
wird für das hessische Maingebiet den vom Land 
Bayern aufgestellten Wärmelastplan ergänzen. Das 
Land Baden- Württemberg hat Arbeiten an einem 
Wärmelastplan Donau vorläufig zurückgestellt, da 
bisher Planungen über größere Wärmeeinleitungen 
auf baden-württembergischem Gebiet nicht bekannt 
wurden. 

Die Arbeiten Baden- Württembergs am Wärmelast- 
plan Neckar sollen ebenfalls in der ersten Hälfte des 
Jahres 1972 abgeschlossen werden. 

Die Aufstellung eines Wärmelastplanes für die Saar 
ist in Vorbereitung. Er wird sich auf ein Gutachten 
der Bundesanstalt für Gewässerkunde stützen, das 
noch in Arbeit ist. Durch zahlreiche Wärmeeinlei- 
tungen aus herkömmlichen Wärmekraftwerken wer- 
den die zulässigen Temperaturen in der Saar schon 
überschritten. 

Die Bundesregierung ist an der Aufstellung dieser 
Wärmelastpläne nicht beteiligt. Eine Stellungnahme 
zu den noch in Arbeit befindlichen Wärmelastplänen 
ist deshalb noch nicht möglich. 


5. die Anzahl und Kapazität der beantragten, 
genehmigten, bereits im Bau und in Betrieb 
befindlichen Kernkraftwerke jeweils auf- 
geschlüsselt nach Durchlaufkühlung, Rück- 
kühlung und anderen Kühlverfahren anzu- 
geben 

Antwort 

Die im Betrieb, im Bau und in der Planung befind- 
lichen Kernkraftwerke in der Bundesrepublik sind 
in einer Tabelle nach Flußgebieten und nach Art 
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der Kühlverfahren gesondert auf geführt (Anlage 1). 
Die Zusammenstellung zeigt, daß bei den größeren 
Kernkraftwerken, die nodi im Planungs Stadium 
sind, bereits fast allgemein Rückkühl- oder Ablauf- 
kühlverfahren vorgesehen sind, das gilt insbeson- 
dere für die am Rhein geplanten Kernkraftwerke. 
Der Hessische Minister für Landwirtschaft und Um- 
welt hat mitgeteilt, daß auch schon für die 1. Aus- 
baustufe des Kernkraftwerkes Biblis Kühltürme er- 
richtet werden, die es gestatten, in Engpaßzeiten 
die Wärmeeinleitung in den Rhein nahezu völlig zu 
reduzieren. Für die Kernkraftwerke Philippsburg I 
und BASF-Ludwigshafen kann mit entsprechenden 
Entscheidungen in Kürze gerechnet werden. 

Auch für das an der Isar geplante Kernkraftwerk 
Ohu wird noch zu prüfen sein, ob Schädigungen der 
Isar bzw. Beeinträchtigungen anderer Nutzungen 
zu erwarten wären, falls die beantragte Frischwas- 
serkühlung zugelassen würde. 

Ebenfalls sind hinsichtlich der zulässigen Wärme- 
abgaben der an den Unterläufen bzw. Flußmündun- 
gen von Weser und Elbe geplanten Kernkraftwerke 
noch eingehende Untersuchungen erforderlich; sie 
werden Grundlagen für die für Weser und Unterelbe 
in Vorbereitung befindlichen Wärmelastpläne sein. 
Dabei wird sich ergeben, ob auch hier, wie am Rhein, 
grundsätzlich Kühltürme erforderlich werden. 

Das Problem der thermischen Belastung der Gewäs- 
ser stellt sich auch beim Bau von konventionellen 
Kraftwerken, die mit fossilen Brennstoffen (Stein- 
kohle, öl, Gas) betrieben werden. Da eine Reihe 
solcher Kraftwerke mit größeren Leistungen in Bau 
und in der Planung ist, wird eine zusätzliche Zu- 
sammenstellung dieser Projekte, ebenfalls getrennt 
nach Flußgebieten und nach Kühlverfahren, vorge- 
legt (Anlage 2). Es fällt auf, daß bei zahlreichen 
geplanten und in Bau befindlichen konventionellen 
Wärmekraftwerken noch die Frischwasserkühlung 
beantragt oder geplant ist. Nach Mitteilung der 
Länder wird geprüft, inwieweit statt der beantrag- 
ten Frischwasserkühlung andere Kühl verfahren zur 
Anwendung kommen müssen; das wird vor allem 
bei den größeren Kraftwerken erforderlich sein. 


6. über die bisherigen Erfahrungen mit den 
verschiedenen Kühlverfahren im In- und 
Ausland unter Berücksichtigung der Möglich- 
keiten der Meereswasserbenutzung tu be- 
richten 

Antwort 

6.1 Die verschiedenen Kühlverfahren 

Um im Kraftwerksbetrieb den für einen wirtschaft- 
lichen Ablauf des thermodynamischen Kreisprozes- 
ses erforderlichen Unterdrück am Turbinenaustritt 
zu erhalten, wird der Dampf nach dem Austritt aus 
der Turbinenendstufe in einem Kondensator nieder- 
geschlagen. Je weiter dieser Prozeß getrieben wer- 
den kann, d. h. je mehr Wärme dabei entzogen 
wird, um so besser wird der eingesetzte Brennstoff 
ausgenutzt. 


Diese Bedingungen werden heute am besten bei 
der Frischwasserkühlung erfüllt. Zur Zeit wird noch 
etwa die Hälfte der im Bundesgebiet installierten 
Kraftwerkleistung, die im Kondensationsbetrieb 
fährt, mit Frischwasserkühlung betrieben. Das dem 
Fluß entnommene Frischwasser gelangt über Fein- 
siebe in den Kondensator, erwärmt sich dort und 
wird im Anschluß daran wieder an den Fluß abge- 
geben. Für ein konventionelles Wärmekraftwerk 
von 1000 MWe werden bei einer zugelassenen Kühl- 
wassererwärmung von 8 bis 10°C etwa 35 bis 40 mVs 
Kühlwasser benötigt, bei einem Kernkraftwerk mit 
Siede- oder Druckwasserreaktor 45 bis 55 mVs. 

Dieses Verfahren hat, verglichen mit anderen Kühl- 
verfahren, den Vorteil größerer Wirtschaftlichkeit. 
Es hat aber den Nachteil der stärksten Abhängigkeit 
vom Gewässer und seinem Zustand. Die Verschmut- 
zung und die Temperatur des zufließenden Wassers 
sind Probleme, mit denen sich der Kraftwerksbe- 
treiber auseiiiandersetzen muß. Durch behördliche 
Auflagen wird festgelegt, in welchem Maße der 
Fluß durch das eingeleitete Kühlwasser erwärmt 
werden darf, damit er und Nutzungen unterhalb der 
Einleitungsstelle nicht geschädigt werden. 

Da eine ganzjährige Frischwasserkühlung für Groß- 
kraftwerke, insbesondere wegen der starken .Ab- 
wasserbelastung der Gewässer, heute praktisch nicht 
oder nur in geringem Umfang mögliÄ ist, muß im 
allgemeinen zu Kühl verfahren mit Naßkühltürmen 
übergegangen werden. Hierbei unterscheidet man 
zwischen dem meistens angewandten Rückkühl ver- 
fahren in geschlossenem Wasserkreislauf und dem 
weniger üblichen Ablauf kühl verfahren. 

Beim Ablaufkühl verfahren wird das dem Fluß ent- 
nommene Frischwasser nach Verlassen des Konden- 
sators über Kühltürme geleitet und nach Abgabe 
eines großen Teils seiner im Kondensator aufge- 
nommenen Wärme an die Luft wieder in den Fluß 
zurückgeleitet. Derartige Anlagen werden bevor- 
zugt an Flüssen vorgesehen, an denen zu gewissen 
Zeiten des Jahres noch die Frischwasserkühlung 
betrieben werden kann. Das Ablauf-Kühlverfahren 
tritt dann in Zeiten geringer Wasserführung oder 
sonstiger kritischer Verhältnisse an die Stelle der 
Frischwasserkühlung. Anhand der jeweiligen Situa- 
tion und der im wasserrechtlichen Verfahren erteil- 
ten Auflagen über die zulässige Einleitung von Ab- 
wärme regelt sich der Betriebs ablauf. Hierbei kann 
sich der mit dem Ablaufkühl verfahren verbundene 
zusätzliche Sauerstoffeintrag in das Gewässer in ge- 
wissen Zeiten vorteilhaft auswirken. 

Wenn die für Frischwasserkühlung erforderliche 
Wassermenge ganzjährig nicht zur Verfügung steht 
oder der Gewässerzustand über längere Zeit des 
Jahres die Einleitung von Kühlwasser nicht erlaubt, 
kommt das Rückkühl verfahren zur Anwendung. 
Hierbei wird das Kühlwasser im geschlossenen 
Kreislauf über den Kondensator und die nachge- 
schalteten Kühltürme geleitet, in denen das Wasser 
die aufgenommene Kondensationswärme an die 
Luft abgibt, bevor es zum Turbinenkondensator 
zurückläuft. Das Wasser wird also im Kühlturm 
durch natürlichen oder künstlichen Luftzug und durch 
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Eigenverdunstung zurückgekühlt. Bei dieser Küh- 
lungsart müssen die durch Verdunsten, Versprühen, 
Abschlämmen oder durch Undichtigkeiten entstan- 
denen Wasserverluste ersetzt werden. Sie liegen 
bei rd. 1,5 bis 2,0 Liter pro kWh. Bei einem kon- 
ventionellen IQOO-MWe-Kraftwerk sind dies bis zu 
0,6 mVs, bei einem Kernkraftwerk gleicher Größe 
bis 0,8 mVs. Nachteilig sind die Dampfschwaden 
über den Kühltürmen, die besonders im Winter 
sichtbar sind. Sie können u. a. wegen der möglichen 
Nebelschwaden- oder Rauhreifbildung störend für 
die nähere Umgebung sein. Die beim einzelnen 
Kraftwerk noch verhältnismäßig geringen Wasser- 
verluste können, wenn künftig zahlreiche Kühltür- 
me im Einzugsgebiet eines Flusses stehen, dessen 
Wasserführung wesentlich verringern. Dies könnte 
unter Umständen auch der Schiffahrt abträglich sein. 
Bei Kühltürmen mit künstlicher Ventilation ist zu 
berücksichtigen, daß das Ventilatorgeräusch zu 
Lärmbelastung für die Umgebung führen kann, die 
je nach der Höhe des Geräuschpegels erhebliche 
Aufwendungen für Lärmminderung erfordert. 

Mit Rückkühlverfahren und geschlossenem Wasser- 
kreislauf werden seither in erster Linie die Kraft- 
werke gekühlt, welche sich auf der Kohle, vor allem 
im Braunkohlengebiet, befinden, weil dort keine Ge- 
wässer mit ausreichendem Frischwasserdargebot 
zur Verfügung stehen. Alle Kühlanlagen mit Naß- 
kühltürmen sind bezüglich des Prozeßwirkungsgra- 
des und der Anlagekosten ungünstiger als die Frisch- 
wasserkühlung und führen deshalb zu höheren Er- 
zeugungskosten, bei konventionellen Wärmekraft- 
werken um rund 4 ®/o, beim nuklearen Sattdampfpro- 
zeß um etwa 8 bis 10 ®/o. 

Trockenkühlanlagen oder Luftkondensationsanlagen, 
bei denen Luft als Kühlmittel zur Kondensation des 
Turbinenabdampfes verwendet wird, sind bisher 
auf Einzelfälle beschränkt, bei denen besondere 
Schwierigkeiten bei der Wasserbeschaffung auftra- 
ten. Bisher is dieses Kühlverfahren nur bei Kraft- 
werken mit einer Leistung bis zu 250 MWe verwen- 
det und erprobt worden. Bei diesem Verfahren ist 
der Wasserbedarf annähernd Null. Für die Zu- 
kunft wird den Verfahren der Luftkondensation, 
bei denen die Abwärme keine Rückwirkung auf die 
Gewässer und keine Dampfschwaden zur Folge hat, 
erhebliche Bedeutung zukommen. Die Entwicklung 
der Luftkondensation für große Kraftwerke ist daher 
besonders wichtig. 

6.2 Möglichkeiten der Meerwassemutzung 

Die deutsche Küste bietet nur beschränkt Möglich- 
keiten für eine Kühlung mit Meerwasser. Auch hier 
muß die Wärmeeinleitung an den flachen Nordsee- 
küsten begrenzt werden, weil die deutschen Küsten- 
gewässer seicht sind und Fauna und Flora und damit 
auch die Fischerei sehr empfindlich gegen Tempera- 
turänderungen sind. 

Die Kraftwerke müssen möglichst unmittelbar am 
tiefen Wasser liegen. Das gilt insbesondere für kon- 
ventionelle Kraftwerke, die mit Kohle oder öl be- 
trieben werden, da die Anlegemöglichkeiten für 


Seeschiffe Voraussetzung für niedrige Brennstoff- 
kosten sind. Es gilt jedoch auch für Kernkraftwerke, 
da die Entnahme von Kühlwasser auf Dauer nur 
bei größeren Wassertiefen sichergestellt ist. Die 
Nordseeküste bietet wegen des ausgedehnten 
Wattenmeeres praktisch keine Möglichkeiten hier- 
zu. Weitere betriebliche Schwierigkeiten sind durch 
den Bewuchs von Seepocken und -muscheln sowie 
das Massenauftreten von Quallen gegeben. 

Deshalb ist man im Küstengebiet vornehmlich auf 
Standorte im Bereich der Flußmündungen angewie- 
sen. Aber auch hier wirken sich die starken Pegel- 
schwankungen durch Tiden und Windeinfluß ver- 
teuernd auf die Anlagen aus. Die Ästuarien, beson- 
ders der Elbe, der Weser und der Ems, haben zwar 
den Vorteil, daß die Tiden bedeutende Wassermen- 
gen an ihnen vorbeibewegen; da aber bei geringer 
Wasserführung eines Binnengewässers dieselbe 
Wassermenge mehrfach am Werk vorbeifließt, wird 
sie bei Frischwasserkühlung erheblich auf gewärmt. 
Der Salzgehalt und damit die Aggressivität des 
Wassers verlangen auch in den Mündungsgebieten 
besondere Maßnahmen beim Bau der Kondensator- 
elemente; es lassen sich nur hochwertige Materia- 
lien, wie z. B. Edelstahl oder qualitativ erstklassige 
Schutzbeschichtungen, verwenden. 

Aufgrund der geographischen Lage der Bundes- 
republik Deutschland und der Lage der Verbraucher- 
schwerpunkte würde eine Konzentration von Kraft- 
werken an der Küste außerdem zu erheblichen 
Stromtransportproblemen führen. 

6.3 Erfahrungen im Ausland 

In den USA konnte dank der großen und wasser- 
reichen Flüsse und Seen bisher überwiegend die 
Frischwasserkühlung angewendet werden. 70®/o der 
Kühlkondensatoren in Kraftwerken werden noch mit 
Frischwasser gekühlt. Davon entnehmen etwa die 
Hälfte dieses Wasser aus Flüssen, ein Drittel aus 
Seen und der Rest aus dem Ozean. Unter den 30®/o 
der anderen mit Kühltürmen ausgestatteten Kraft- 
werke benutzt ein kleiner Teil kombinierte Frisch- 
wasser- und Rückkühlverfahren. Die Prognosen ge- 
hen dahin, daß in wenigen Jahren der Anteil der 
mit Kühltürmen ausgestatteten Kraftwerke auf 60®/d 
steigt. Eine besondere Entwicklung vom Kühlver- 
fahren gab es in den USA bisher nicht; es wurden 
die in Westeuropa, vor allem in Frankreich, Eng- 
land und Deutschland, aber auch in anderen euro- 
päischen Ländern entwickelten Verfahren einge- 
führt. 

Auch in anderen Ländern setzt sich der Kühlturm- 
betrieb mehr und mehr durch. Die Erfahnmgen und 
Beobachtungen, die bei ähnlichen klimatischen Ver- 
hältnissen wie in der Bundesrepublik auch bei Groß- 
kraftwerken im Ausland gemacht wurden, bestäti- 
gen, daß da, wo keine Frischwasserkühlung möglich 
ist, Rückkühlverfahren mit gutem Erfolg angewendet 
werden. 

Genscher 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksadie VI/ 3052 


Anlage 1 

Bonn, den 30. Dezember 1971 

Kernkraftwerke in der Bundesrepublik Deutschland - in Betrieb - im Bau ~ Bau beschlossen 
mit Angaben über die Kondensator-Kühlung 






Kühlverfahren 

Flußgebiet 

Kraftwerk 

Engpaß- 

leistung 

brutto 

MWe 

Inbetrieb- 

nahme 

Jahr 

Frisch- 

wasser- 

kühlung 

Kombination von 
Frischwasser- mit 
Rückkühlung oder 
Ablaufkühlung 

Rück- 

kühlung 

Donau 

KRM ~ Gundremmingen 

250 

1966 

X 



Isar 

KKN - Niederaichbach 

106 

1972 

X 




KKI - Ohu 

900 

1976/77 

X 



Rhein 

Breisach 1 

1300 

1978 


X 



MZFR - Karlsruhe 

57 

1966 



X 


KNK - Karlsruhe 

20 

1972 



X 


KKP - Philippsburg I 

900 

1974/75 


X 



KKP - Philippsburg II 

900 

1977 


X 



BASF - Ludwigshafen 

410 

1978 


X 



RWE - Biblis I 

1200 

1974 


X 



RWE -Biblis II 

1300 

1976 


X 



RWE - Mülheim-Kärlich 

1300 

1977/79 



X 


RWE - Bad Breisig 

1300 

1977/79 


X 



AVR - Jülich 

15 

1967 



X 


SNR-Kalkar 

325 

1976/77 


X 


Neckar 

GKN - Neckarwestheim 

805 

1976 


X 



KWO - Obrigheim 

345 

1968 

X 



Main 

VAK -Kahl 

16 

1961 

X 




HDR - Dettingen 

25 

1970 

X 




RWE - Großwelzheim 

1300 

1977/80 


X 


1 

Lippe 

THTR - Uentrop 

310 

1977 



X 

Ems 

KWL-Lingen 

254 

1968 


X 


Weser 

Preag - Würgassen 

670 

1972 


X 



NWK - Unterweser 

1300 

1976 

X 



Elbe 

HEW - Geesthacht 

1300 

1976 

X 




KWS- Stade 

662 

1972 

X 




GKB - Brunsbüttel 

805 

1974 

X 
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Dradksadie VI/3052 


Deutscher Bxindestag — 6, Wahlperiode 


Anlage 2 

Bonn, den 30. Dezember 1971 

Steinkohlen-, öl- und Gaskraftwerke über 50 MW an FluBläufen 
in der BRD in Bau und Planung 






Kühl verf ahren | 

Flußgebiet 

Kraftwerk 

Hngpaß- 

leistung 

brutto 

MWe 

Inbetrieb- 

nahme 

Jahr 

Frisch- 

wasser- 

kühlung 

Kombination von 
Frischwasser- mit 
Rückkühlung oder 
Ablaufkühlung 

Rück- 

kühlung 

Donau 

lAW - Irsching 

300 

1972 

X 




lAW - Irsching 

400 

1974 

X 




BAG - Ingolstadt 

400 

1973 

X 



Rhein 

BAG ~ Ingolstadt 

400 

1975 

X 




GKM - Mannheim 

430 

1972/73 

X 




GKM ~ Mannheim 

600 

1976 


X 



BASF - Ludwigshafen 

93 

1972 

X 




Olef in - Wesseling 

64 

1972 

X 




GEW -Köln-Niehl 

300 

1975 


X 



Bayer - Dormagen 

60 

1972 

X 




RWE - Huckingen 

2X300 

1975 


X 



GKW - West Voerde 

2X800 

1975/76 


X 


Neckar 

EVS - Marbach 

260 

1973 


X 



TWS - Gaisburg 

60 

1972 

X 



Regnitz/ 

GKF- Gebersdorf 

300 

1973 


X 


Main 

GKF - Gebersdorf 

420 

1975/76 



X 

Saar 

Saarbergwerke 

650 , 

1976 


X 


Lippe 

VEW - Gersteinwerk 

4X400 

1972/74 


X 


Ems 

VEW - Emsland (Lingen) 

2X400 

1975/76 



X 


RWE - Meppen 

600 

1974 



X 


NWK - Emden 

450 

1972 

X 



Weser 

GKW Weser - Veltheim 

365 

1975 


X 

' 


Preag ~ Robert Frank 

455 

1973 

X 




Stadtwerke - 
Bremen-Hastedt 

170 

1972 

X 




Stadtwerke - 
Bremen-Mittelbüren 

300 

1974/75 

X 




NWK - Wilhelmshaven 

450 

1976 

X 



Elbe 

HEW - Moorburg 

1 

515 

1973 

X 
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